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Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz iiber den barrierefreien Zugang zu Websites und
mobilen Anwendungen des Bundes (Web-Zugénglichkeits-Gesetz — WZG) erlassen wird

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschiitzung

Einbringende Stelle: BMDW
Vorhabensart: Bundesgesetz
Laufendes Finanzjahr: 2018

Inkrafttreten/ 2018
Wirksamwerden:

Vorblatt

Problemanalyse

Die Richtlinie (EU) 2016/2102 iiber den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen
Anwendungen offentlicher Stellen, ABL. Nr. L 327 vom 2.12.2016 S. 1 (im Folgenden: "Web-
Zugénglichkeits-RL"), soll die Mitgliedstaaten dabei unterstiitzen, die nationalen Verpflichtungen
hinsichtlich eines barrierefreien Webzugangs zu erfiillen und das Bekenntnis der Mitgliedstaaten zum
Ubereinkommen der UNO iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen in Bezug auf die Websites
offentlicher Stellen umzusetzen.

Alle Websites und mobilen Anwendungen von Bund, Ldndern und Gemeinden sowie O ffentlich-
rechtlichen Einrichtungen iSv Art 2 Abs. 1 Z 4 der Richtlinie (EU) 2014/24 iiber die offentliche
Auftragsvergabe, ABl. Nr. L 94 vom 28.3.2014 S. 65, sind vom Anwendungsbereich erfasst, sofern dies
keinen unverhédltnismiBigen Aufwand erzeugt und keine der Ausnahmebestimmungen greift (bestimmte
Webinhalte wie Online-Kartenmaterial oder Extranet sind ausgenommen, teilweise mit zeitlicher
Beschrinkung).

In technischer Hinsicht gilt als Richtschnur die Erfiillung der Stufe AA der "Richtlinien fiir barrierefreie
Webinhalte Web — WCAG 2.0". Dazu wurde der geltende Europédische Standard 301 549 festgelegt.

Im Sinne der Web-Zuginglichkeits-RL umfasst das Konzept des "barrierefreien Zugangs" Grundsétze
und Techniken, die bei der Gestaltung, Erstellung, Pflege und Aktualisierung von Websites und mobilen
Anwendungen zu beachten sind, um sie fiir die Nutzerinnen und Nutzer, insbesondere fiir Menschen mit
Behinderungen, besser zugénglich zu machen.

Ziel(e)

Websites und mobile Anwendungen des Bundes sollen fiir die Nutzerinnen und Nutzer, insbesondere fiir
Menschen mit Behinderungen, barrierefrei und damit besser zugénglich gestaltet werden.

Fiir die Nutzerinnen und Nutzer soll es die Mdglichkeit geben, Méngel bei der Einhaltung der
Barrierefreiheitsanforderungen anzuzeigen und deren Beseitigung durchzusetzen.

Inhalt
Das Vorhaben umfasst hauptsédchlich folgende MaBinahme(n):

Festlegung von Barrierefreiheitsanforderungen fiir die Websites und mobilen Anwendungen des Bundes
damit diese fiir die Nutzerinnen und Nutzer, insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen, besser
zugénglich sind.

Schaffung  eines  effizienten @ und  wirksamen  Feedback-Mechanismus  sowie  eines
Durchsetzungsverfahrens fiir Beschwerden von betroffenen Nutzerinnen und Nutzern in Hinblick auf
Maingel bei der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen.
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Beitrag zu Wirkungsziel oder Mafinahme im Bundesvoranschlag

Das Vorhaben trigt dem Wirkungsziel "Steigerung des Digitalisierungsgrades zum Nutzen fiir die
Gesellschaft, Wirtschaft und Verwaltung" der Untergliederung 40 Wirtschaft im Bundesvoranschlag des
Jahres 2018 bei.

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt und andere 6ffentliche Haushalte:

Aufgrund der bereits seit dem Jahr 2004 bestehenden Verpflichtung in § 1 Abs. 3 E-GovG wonach
behdrdliche Internetaufiritte so zu gestalten sind, dass internationale Standards iiber die Web-
Zugénglichkeit eingehalten werden, sind keine zusdtzlichen Aufwinde bei der Einhaltung der Vorgaben
dieses Vorhabens zu erwarten.

Allerdings gibt die RL insbesondere auch vor, die Websites und mobilen Anwendungen in Hinblick auf
die Einhaltung der Anforderungen an einen barrierefreien Zugang laufend zu iiberwachen, eine
Ombudsstelle fiir die Behandlung allfélliger Beschwerden von betroffenen Personen einzurichten und
Schulungs- und Sensibilisierungsmafinahmen zum Thema barrierefreier Zugang zu Websites und mobilen
Anwendungen durchzufiihren, wodurch finanzielle Auswirkungen entstehen.

Solange keine Verordnung gemiB § 5 Abs. 2 erlassen wird, ist die Osterreichische
Forschungsforderungsgesellschaft mbH (FFG) fiir die Erflillung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz
zustindig. Die Aufwénde bei der FFG resultieren insb. aus dem Aufbau einer Ombudsstelle gem. § 5
Abs. 1 Z 2 WZG, der Abstimmung und Durchfiihrung der jahrlichen Uberpriifungen auf barrierefreien
Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen sowie der Durchfiihrung von Schulungs- und
Sensibilisierungsmalnahmen. Weiters sind AbstimmungsmafBnahmen und eine Koordination mit
Bundeslindern und anderen Offentlichen Organisationen durchzufiihren und periodisch ein
richtlinienkonformer Bericht zu den gesetzten Mafinahmen zu erstellen und an die Europiische
Kommission zu tibermitteln.

Finanzierungshaushalt fiir die ersten fiinf Jahre
in Tsd. € 2018 2019 2020 2021 2022

Nettofinanzierung Bund -164 -435 -624 -650 -650

Verhiltnis zu den Rechtsvorschriften der Europiischen Union
Das Vorhaben dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102, ABL. Nr. L 327 vom 2.12.2016 S. 1.
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Anhang

Detaillierte Darstellung der finanziellen Auswirkungen

Bedeckung

in Tsd. € 2018 2019 2020 2021 2022
Auszahlungen/ zu bedeckender Betrag 164 435 624 650 650
in Tsd. € Betroffenes Detailbudget Aus Detailbudget 2018 2019 2020 2021 2022

gem. BFRG/BFG 40.05.01 Digitalisierung 164 435 624 650 650

Erlauterung der Bedeckung

Die Kosten sind vom BMDW zu bedecken. Die Bedeckung fiir die Jahre 2018 und 2019 erfolgt aus dem laufenden Budget aus den Mitteln der UG 40 (DB 40.05.01).
Die Bedeckung ab dem Jahr 2020 soll zusétzlich zu den bisherigen Mitteln der UG 40 erfolgen.

Laufende Auswirkungen — Werkleistungen

Korperschaft (Angaben

n€) 2018 2019 2020 2021 2022

Bund 164 000,00 435 000,00 624 000,00 650 000,00 650 000,00
2018 2019 2020 2021 2022

Bezeichnung E"rpersc Menge  Aufw.(€)  Menge  Aufw.(€)  Menge  Aufw.(€)  Menge  Aufw.(€)  Menge  Aufw. (€)

Personal und  Bund 1 79 000,00 1 315 000,00 1 324 000,00 1 350 000,00 1 350 000,00

Sachkosten

(FFG)

Ombudsstelle Bund 1 30 000,00 1 50 000,00 1 50 000,00 1 50 000,00 1 50 000,00

(Beauftragunge

n an Externe)
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Schulungsmall Bund 1 5 000,00 1 20 000,00 1 20 000,00 1 20 000,00 1 20 000,00
nahmen

(Beauftragunge

n an Externe)

Sensibilisierun Bund 1 50 000,00 1 50 000,00 1 80 000,00 1 80 000,00 1 80 000,00
gsmafinahmen

(Beauftragunge

n an Externe)

Priifung Bund 1 150 000,00 1 150 000,00 1 150 000,00
barrierefreier

Zugang

(Beauftragunge

n an Externe)

Die Aufgaben gemill diesem Bundesgesetz sollen, sofern die Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort nicht mit Verordnung eine andere Stelle
bestimmt, grundsétzlich von der FFG wahrgenommen werden. Die fiir den Bund dadurch entstehenden Aufwinde sind daher als Werkleistungen auszuweisen.

Die Abschitzung der Kosten der FFG wurde nach Gesprachen mit Expertinnen und Experten erstellt, da die Aufgaben aus Griinden der Effizienz und bereits
vorhandener Expertise teilweise nicht von der FFG selbst, sondern von (externen) Unternehmen iibernommen werden sollen (vgl § 7 WZG). Dies betrifft insbesondere
die Aufgaben der Ombudsstelle und die Priifung von Websites und mobilen Anwendungen auf Einhaltung der Vorgaben fiir einen barrierefreien Zugang. Die Kosten
bei der FFG selbst sind va. Personalkosten fiir 2 VZA, die fiir die Entwicklung & Monitoring der Priifstandards, der Koordination und Abstimmung mit der
"Kooperation Bund, Linder, Stadte und Gemeinden" (BLSG), die Aufbereitung & Erstellung der Berichte an die Europédische Kommission (alle drei Jahre) und fiir die
Aufbereitung und Information zu neuen Technologien und sonstigen SensibilisierungsmaBinahmen veranschlagt werden. Zusitzlich muss beziiglich der externen
Beauftragungen eine Form von Controlling bzw. Qualitétssicherung durchgefiihrt werden.

Die Personalkosten bei der FFG sind unmittelbar ab Inkrafttreten zu veranschlagen, fiir das Jahr 2018 jedoch nur aliquot. Dasselbe gilt flir die durch Externe zu
ibernechmenden Aufgaben der Ombudsstelle, Schulungs- und Sensibilisierungsmalnahmen. Der erste Priifungszeitraum fiir den barrierefreien Zugang zu Websites
beginnt mit dem Jahr 2020.

Diese Folgenabschétzung wurde mit der Version 5.4 des WFA — Tools erstellt (Hash-ID: 1466483903).

 UOA

BunzeyosceusB |04 818 UBLISBUNIAA PUN TI2IGUOA - INMILBLIBISIUTIAl - dO “IAXX JINZ0T



	Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen des Bundes (Web-Zugänglichkeits-Gesetz – WZG) erlassen wird
	Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung
	Vorblatt
	Problemanalyse
	Ziel(e)
	Inhalt
	Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag
	Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt und andere öffentliche Haushalte:

	Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union
	Anhang
	Detaillierte Darstellung der finanziellen Auswirkungen
	Bedeckung
	Laufende Auswirkungen – Werkleistungen




